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Wünschbares oder Machbares?
Wie wird sich der Landtag im
Oktober verhalten, wenn er
sich in Sachen Fristenlösung
bzw. Entkriminalisierung der
Frau zwischen zwei Vorschlägen
entscheiden muss? Klar ist,
dass es nicht nur um die Frage
geht, was das Beste für das Volk
ist, sondern was überhaupt
noch realisierbar ist.

Von Desirée Vogt

Vaduz. – Die Verfassung ist klar. Und
sie besagt, dass die Staatsgewalt im
Fürsten und im Volk verankert ist. Sel-
ten in der Geschichte Liechtensteins
hat sich jedoch so eindrücklich gezeigt,
was es tatsächlich bedeutet, wenn das
Fürstenhaus 36 000 Liechtensteiner
wissen lässt: So nicht! Jetzt stellt sich
die Frage, ob der Landtag im Oktober
stellvertretend für das Volk den Finger
erheben wird und das Fürstenhaus
ebenfalls wissen lässt: So nicht! Die 25
Abgeordneten müssen sich im Okto-
ber-Landtag entscheiden, welchen Weg
sie gehen, wenn beide Alternativvor-
schläge auf der Traktandenliste stehen.
Einer sieht eine Lösung nach «Schwei-
zer Modell» vor – wird aber den Segen
des Fürstenhauses nicht erhalten. Und
der andere sieht vor, dass Schwanger-
schaftsabbrüche in Liechtenstein ver-
boten bleiben, aber straffrei sind, wenn
sie im Ausland vorgenommen werden –
zu diesem hat sich der Erbprinz nicht
konkret geäussert, es wird jedoch da-
von ausgegangen, dass er sich mit ei-
nem solche Vorschlag anfreunden
kann. Dass die Abgeordneten da nicht
nur im Sinne der Sache entscheiden
können, liegt auf der Hand.

Botschaft zwischen den Zeilen
Der FL-Abgeordnete Pepo Frick und
der parteiunabhängige Abgeordnete
Harry Quaderer, welche die Motion
betreffend Neuregelung des Schwan-
gerschaftsabbruches nach Schweizer
Modell am Dienstag vorgestellt hat-
ten, wollten sich gestern nicht detail-
liert zum aktuellen Geschehen äus-
sern, stellten allerdings mittels einer

Land gebrauchen kann, ist eine neue
Verfassungsdiskussion. Das würde
uns wieder acht Jahre zurückwerfen.
Das Resultat aus dem Jahr 2003 sollte
endlich akzeptiert werden.»

Dass der Erbprinz sich im Fall der
Motion relativ früh geäussert hat, be-
weist Alexander Batliner einzig, dass
der Alternativvorschlag der Arbeits-
gruppe aus FBP und VU die einzige
Möglichkeit ist, einen Konsens und
damit das Ziel, Entkriminalisierung
der Frau, zu erreichen. 

Pressemitteilung einiges klar. So ver-
weisen sie darauf, dass auch Landtags-
abgeordnete Rechte haben – und
zwar in diesem Fall das Recht, einen
parlamentarischen Vorschlag im Sinne
einer Motion zuhanden des Landtags
einzureichen. Mit zwei Zitaten erin-
nern sie daran, dass sich der Landtag
in seinen Debatten einig gewesen sei,
dass der Schwangerschaftsabbruch
entkriminalisiert werden soll, weshalb
der Motionstext nach der knappen
Ablehnung der Volksinitiative «Hilfe
statt Strafe» formuliert worden sei.
Sie erinnern dann auch daran, dass
dieser Text am Abend des 25. Septem-
ber allen Abgeordneten übermittelt
worden sei – und alle eingeladen wor-
den seien, die Motion bis zum 27. Sep-
tember zu unterzeichnen. Dass letzt-
lich nur sie beide die Motion unter-
schrieben haben, kommentieren sie in
dieser Pressemitteilung nicht, errei-
chen damit aber sicher, dass sich der
eine oder andere Gedanken über das
Warum macht.

Für Handlungsfreiheit des Landtags
Für VU-Parteipräsident Jakob Büchel
kam das Nein des Erprinzen zur Mo-

tion nicht überraschend, da er am
Staatsfeiertag deutlich kommuniziert
habe, dass er eine Fristenlösung für
Liechtenstein nicht sehe. Dass er dies
mit einem erneuten, klaren «Nein»
noch einmal deutlich gemacht habe,
stehe ihm verfassungsrechtlich gese-
hen auch zu, zumal das Sanktions-
recht mit der Verfassung im Jahre
2003 bekräftigt worden sei. «Ob es
für die demokratischen Prozesse hilf-
reich ist, wenn sich das Fürstenhaus
zu Gesetzesvorlagen oder parlamen-
tarischen Vorgängen im Vorfeld von
Abstimmungen oder Landtagsbera-
tungen schon äussert, ist allerdings
eine heikle Frage und muss im Einzel-
fall beurteilt werden», so Büchel. Da-
her stelle sich eher die Frage, wann
und inwieweit sich das Staatsober-
haupt schon beim Gesetzesentste-
hungsprozess einschalten solle. «Ei-
ne frühzeitige Klarstellung der Hal-
tung des Staatsoberhauptes hat zwar
auch Vorteile, ist aber für die demo-
kratischen Prozesse nicht förderlich.
Die VU möchte grundsätzlich die
Handlungsfreiheit des Landtages res-
pektiert sehen, was nichts am Sank-
tionsrecht des Fürsten ändert», so

Büchel. Der Landtag werde sich nun
entscheiden müssen, ob er die Moti-
on an die Regierung überweise, im
Wissen, dass sie nicht sanktioniert
werde oder ob er die vorher einge-
brachte Initiative annehme, die vom
Erprinzen bisher nicht abgelehnt
wurde.

«Konfrontation nicht zielführend»
FBP-Parteipräsident Alexander Batli-
ner hat seine Haltung zu dieser Frage
bereits im Vorfeld mehrfach deutlich
gemacht – und erntete dafür auch
schon kritische Worte. Dennoch ist für
ihn weiterhin klar: «Auch die Parteien
sind der Verfassung verpflichtet. Wenn
es inhaltliche Differenzen zwischen
den Souveränen gibt, ist es die Aufga-
be der Politik, einen Kompromiss zu
finden.» Allen gemeinsam sei das Ziel,
dass Frauen entkriminalisiert werden.
Um dieses Ziel zu erreichen, müsse
der kleinste gemeinsame Nenner ge-
sucht und gefunden werden. «Für die
FBP ist es in dieser Frage nicht ziel-
führend, auf Konfrontation zu gehen
und auf Biegen und Brechen etwas
durchzudrücken, das keine Zustim-
mung findet. «Das letzte, was unser

Das zweite «Nein» vom Fürstenhaus innerhalb kürzester Zeit treibt dem Landtag, weiteren poli-
tischen Akteuren und Demokratieverbänden den Schweiss auf die Stirn. Wie sollen sie sich in
Sachen Fristenlösung verhalten? Und wie soll es in Zukunft weitergehen?

Haben wir Fürsten- oder
Volksvertreter im Landtag?
Auch der Vorstand der Demokra-
tiebewegung meldete sich gestern
mittels einer Pressemitteilung zu
Wort und fragt sich: «Wie kann der
Präsident einer Volkspartei, der
FBP, verlangen, dass eine andere
Partei gefälligst vor Einreichung
der Motion den Inhalt mit dem
Erbprinzen zu diskutieren und die-
se von ihm abzusegnen habe?»
Dass der Landtag nicht zum ersten
Mal in vorauseilendem Gehorsam
entscheide, sei ja nichts Neues. Die
Aufforderung von Batliner verleihe
dem Ganzen allerdings eine neue
Qualität. Wenn Batliner ungeniert
davon spreche, dass das Einreichen
der erwähnten Motion «verant-
wortungslos» sei, weil der Fürst
diesen Vorschlag niemals sanktio-
nieren werde, dann werde die po-
litische Bedeutung des Landtags ad
absurdum geführt. «Es ist verant-
wortungslos und unglaublich, öf-
fentlich dazu aufzufordern, demo-
kratisches Verhalten aufzugeben
und sich dem absoluten Vetorecht
des Fürsten zu beugen, bevor der
Landtag überhaupt das Thema dis-
kutieren kann. Der Vorstand der
Demokratiebewegung hofft, dass
wenigstens die Landtagsabgeord-
neten ihre Aufgabe als Volksvertre-
ter ernst nehmen und sich von ei-
nem Aufruf solcher Qualität distan-
zieren.»

Erinnert daran, dass auch der Landtag
Rechte hat: Der FL-Abgeordnete und
Motionär Pepo Frick. Bild Archiv

Möchte die Handlungsfreiheit des
Landtages respektiert sehen: VU-Par-
teipräsident Jakob Büchel. Bild Archiv

«Nicht zielführend, auf Konfrontation
zu gehen»: FBP-Parteipräsident Ale-
xander Batliner. Bild Elma Korac

Ist das Sanktionsrecht als abso-
lutes Recht zu sehen? Diese
Frage stellt sich Politologe Wil-
fried Marxer und rät den Ak-
teuren, sich zusammenzuset-
zen und einen Modus vivendi
zu entwickeln. Dies vor allem
im Hinblick auf Frage, zu wel-
chem Zeitpunkt sich das
Staatsoberhaupt äussern soll.

Mit Wilfried Marxer sprach
Desirée Vogt

Herr Marxer, kam das Nein vom Erb-
prinzen zur angekündigten Motion für
Sie überraschend?
Wilfried Marxer: Inhaltlich nicht un-
bedingt. Jetzt ist allerdings ganz
klar, dass sich der Erbprinz nicht nur
auf die Frage der Abtreibungen von
Behinderten bezogen hat, sondern
generell eine Fristenlösung ablehnt.
Überraschend ist aber sicher der
Zeitpunkt der Ankündigung. Denn
die Motion wurde gerade erst ange-
kündigt, da hat er schon vorsorglich
seine Sanktionsverweigerung ange-
kündigt. Diese frühe Ankündigung
wird auch im Landtag sicher Diskus-
sionen auslösen – und sie wird die
Landtags-Arbeit stark beeinflussen.

Wie wirkt sich dieses Verhalten des
Fürstenhauses auf die Politik aus?
Es wird Eindruck hinterlassen und si-
cher Einfluss auf das Verhalten der Par-
teien, des Landtags und zahlreicher
Verbände haben. Alle müssen sich nun
überlegen, wie man damit umgeht.
Und es wird sicher einige geben, die
sich sehr darüber ärgern. Die Abge-
ordneten merken, dass sie nur noch
beschränkte Handlungsmöglichkeiten
haben. Sie werden sich fragen, ob es
überhaupt noch Sinn macht, sich po-
litisch zu engagieren und Debatten zu
führen. Und ob künftig nicht im Vor-
feld einer wichtigen Debatte das Fürs-
tenhaus kontaktiert werden muss. Die
Parteien müssen sich überlegen, ob sie
ihr Wahlprogramm nicht ebenfalls
künftig erst im Schloss vorlegen müs-
sen. Und dann stellt sich die Frage: Was
ist das für eine Demokratie?

Glauben Sie, dass die Situation eska-
lieren wird, wenn sich der Landtag
bspw. dafür entscheidet, die vom Erb-
prinzen abgelehnte Motion, die das
Schweizer Modell vorsieht, doch an die
Regierung zu überweisen?
Das kann ich nur schwer einschätzen.
Entscheidet er sich für den «einfa-
chen» Weg der Eskalationsstrategie,
wird er die Motion wohl nicht über-
weisen. Entscheidet er sich für den

anderen Weg, kann zumindest von ei-
nem selbstbewussten Auftritt gespro-
chen werden. 

Einige Abgeordnete werden sicher auch
die Meinung vertreten, dass es das gute
Recht des Erbprinzen ist, seine Sankti-
on zu verweigern …
Es kann nicht sein, dass man es sich
so einfach macht. Sicher kann man
auf die rechtskräftige Verfassung ver-
weisen. Das schliesst aber nicht aus,
dass man einen Aspekt nicht noch
einmal detailliert unter die Lupe
nimmt. Die Frage ist, ob das Staatsor-
gan ein absolutes Sanktionsverweige-
rungsrecht hat bzw. ob es nicht eine
rationale Begründung liefern sollte,
wenn es die Sanktion verweigert. Das
sollte man offen diskutieren. In der
Verfassungsgeschichte wurde das
Sanktionsrecht bisher sehr zurück-
haltend angewendet. Und wenn,
dann mit einer sehr stichhaltigen Be-
gründung. Ich bin nicht sicher, ob das
bei der Fristenlösung der Fall ist. Die
vorgeschlagene Lösung wäre eine An-
näherung an den europäischen Stan-
dard, deshalb stellt sich sicher die Fra-
ge, ob dieses «Nein» ausreicht. 

Was empfehlen Sie also dem Landtag?
Wie sollen sich die Abgeordneten ver-
halten?

Der Landtag wird am Sachverhalt
nichts ändern können. Und er wird
das Fürstenhaus nicht zwingen kön-
nen, sich anders zu entscheiden. Aber
er kann staatsrechtlich abklären, wie
es mit dem Sanktionsrecht aussieht
und ob dieses als absolutes Recht zu
sehen ist. Die politischen Parteien
und die Abgeordneten müssen sich
auf ihre eigenen Interessen besinnen
und dürfen sich nicht von der Haltung
des Fürstenhauses zu stark beeinflus-
sen lassen. Sonst verlieren sie an Be-
deutung. Ich verstehe zwar, dass ein

gewisser Druck da ist. Aber ob ein
Kniefall das richtig Mittel wäre, ist ei-
ne andere Frage.

Wie kann künftig verhindert werden,
dass das Sanktionsrecht wieder zu Dis-
kussionen führt?
Ich würde vorschlagen, dass sich die
relevanten Akteure zusammensetzen
und einen Modus vivendi entwickeln,
um klarzustellen, wie künftig in die-
ser Frage umgegangen wird. Denn es
ist nicht definiert, zu welchem Zeit-
punkt das Fürstenhaus aktiv werden
soll bzw. solche Ankündigungen
macht.

Warum setzt sich das Fürstenhaus in
der Frage der Fristenlösung mit dieser
Intensität ein?
Ich denke, aus Überzeugung. Die
christliche Wertehaltung spielt sicher
eine Rolle. Und das ist auch durchaus
ehrenhaft. Die Frage ist nur, ob man
diese persönliche Haltung auch in der
Funktion des Staatsoberhauptes ein-
bringen sollte.

Welche Aussenwirkung hat diese De-
batte um das Sanktionsrecht?
Es verstärkt das Bild, dass wir ein «ei-
genartiger» Staat sind. Viele werden
vermutlich mit Unverständnis reagie-
ren.

«Die Frage des Zeitpunktes sollte diskutiert werden»

Politologe Wilfried Marxer.
Bild Daniel Ospelt


